
im Kampf um die Festigung und Stärkung unserer 
Ordnung zu sein. ,

Dazu ist es erforderlich, daß unsere Richter die 
Schwerpunkte der Rechtsprechung in Strafsachen klar 
erkennen.

Diese Schwerpunkte sind folgende:
1. Bestrafung der Verbrechen gegen unsere Deutsche 

Demokratische Republik.
2. Bestrafung der Verbrechen gegen das Gesetz zum 

Schutze des Volkseigentums.
3. Bestrafung der Verbrechen gegen den Aufbau der 

Grundlagen des Sozialismus auf dem Dorfe.
4. Bestrafung der Verbrechen privater kapitalistischer 

Elemente gegen die fortschreitende Entwicklung 
und Festigung der sozialistischen Ökonomik, die 
sich im einzelnen zeigen in Verbrechen der privaten 
Großhändler, in Sabotageakten der privaten Ver­
kehrsunternehmer, in Verbrechen der Unternehmer 
des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes.

5. Bekämpfung der Delikte auf dem Gebiete des 
Steuer- und Haushaltswesens.

Die Rechtsprechung der 1. Strafsenate der Bezirks­
gerichte wird auch zukünftig der Schwerpunkt der 
Strafrechtspflege bleiben. Das erfordert, daß wir der 
Entwicklung dieser Rechtsprechung ständig und in ver­
stärktem Maße Beachtung schenken müssen. Ange­
sichts des Ansteigens der Eingänge ist die Arbeits­
leistung der Gerichte auf diesem Gebiet sehr unbe­
friedigend. Dieser unbefriedigende Stand der Erledi­
gung verlangt, daß zunächst im Bezirksmaßstab alle 
Hilfsquellen ausgeschöpft werden, um Rückstände zu 
beseitigen. Wenn die Voraussetzungen bei den Richtern 
der 2. und 3. Senate der Bezirksgerichte gegeben sind, 
so sollte zur Entlastung der 1. Strafsenate im Wege 
einer entsprechenden Geschäftsverteilung geholfen 
werden.

Zur Rechtsprechung selbst ist allgemein festzustellen, 
daß der überwiegende Teil der Richter, die als Vor­
sitzende der Strafsenate tätig sind, die hohe, verant­
wortungsvolle Aufgabe erkannt hat, die ihnen mit der 
Rechtsprechung bezüglich der Verbrechen gegen die 
Deutsche Demokratische Republik übertragen worden 
sind. Die Urteile zeigen, daß diese Richter erkannt 
haben, daß sie in ihrer täglichen Arbeit mit der schar­
fen Waffe unseres demokratischen Rechts den Kampf 
gegen die Feinde unseres Staates führen. Doch dürfen 
wir nicht die Mängel in der Rechtsprechung in diesem 
Schwerpunkt übersehen, die noch in einem beträcht­
lichen Ausmaß vorhanden sind. So zeigen die Revi­
sionen, die sich auf das Sachgebiet I beziehen, daß 
häufig Art. 6 der Verfassung nicht angewandt wird, 
obwohl erkennbar ein Angriff, ein Verbrechen gegen 
demokratische Organisationen, gegen Einrichtungen des 
Staates begangen wurde. Auch wird § 330a StGB — 
Herbeiführung eines Rauschzustandes — im Zusammen­
hang mit Verbrechen nach Art. 6 von den Gerichten 
immer noch falsch ausgelegt und angewandt. So wurde 
z. B. durch das Urteil des Bezirksgerichts Schwerin 
vom 20. Oktober 1952 ein Angeklagter gemäß § 330a 
StGB zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt, obwohl er 
— in angetrunkenem Zustand — auf einer öffentlichen 
Festveranstaltung Boykotthetze in übelster Form ge­
trieben hatte. Auch bei der Überprüfung der Zurech­
nungsfähigkeit müssen die Gerichte einen sachlich 
strengen Maßstab anlegen.

Die Analyse der Rechtsprechung bei Verbrechen 
gegen das Gesetz zum Schutze des Volkseigentums zeigt, 
daß manchem unserer Richter noch nicht in vollem 
Umfang zum Bewußtsein gekommen ist, daß das Volks­
eigentum unantastbar ist Wie schon nach dem In­
krafttreten des Gesetzes zum Schutze des innerdeutschen 
Handels, so hat sich auch beim VESchG die Tendenz 
herausgebildet, die auf eine Umgehung des Volkseigen­
tumsschutzgesetzes hinzielt, eine Tendenz, die klar als 
Ausdruck einer opportunistischen Haltung des Gerichts 
gedeutet werden muß. Und weiter zeigt sich die Ten­
denz, ungeachtet der Persönlichkeit des Täters und der 
Größe des durch die Tat verursachten Schadens bei 
der Mindeststrafe von einem Jahr Zuchthaus zu ver­
harren und keine Differenzierung vorzunehmen, wie 
sie nach dem Gesetz zu erfolgen hätte.

Es hat sich herausgestellt, daß solche opportunisti­
schen Auffassungen hinsichtlich' der Anwendung des 
Gesetzes nicht nur bei mandien Gerichten, sondern

auch bei einigen Justizverwaltungsstellen vorhanden 
sind. Diese Tendenzen müssen überwunden werden, 
damit die Gerichte das Gesetz im vollen, vom Gesetz­
geber gewünschten Maße zur Anwendung bringen.

Die Gerichte müssen erkennen, daß hinsichtlich des 
Volkseigentumsschutzgesetzes die Bestimmungen des 
Strafgesetzbuchs über die Teilnahme (Mittäterschaft, 
Anstifter, Gehilfen) durch die Vorschrift des § 2 Abs. 2 
Buchst, b VESchG ersetzt werden. Die Revisionen 
haben ferner gezeigt, daß die Frage des mehrfachen 
Begehens in den Urteilen nicht berücksichtigt wird. 
Manche Richter stehen auf dem Standpunkt, daß eine 
„geringe“ Menge entwendeten Volkseigentums die An­
wendung des Gesetzes nicht rechtfertige. Die Tatbe­
stände des Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums 
sind jedoch auch dann erfüllt, wenn es sich nur um 
geringfügige Mengen handelt.

Entscheidend aber ist die Erkenntnis, daß man den 
ganzen Komplex des Gesetzes zum Schutze des Volks­
eigentums nicht vom Gesichtspunkt der Bestrafung 
geringfügiger Mengen betrachten darf, sondern von 
dem großen Gedanken der politischen Notwendigkeit 
und der politischen Pflicht der Richter, dieses Gesetz 
mit Strenge anzuwenden, zur Erziehung und Belehrung 
unserer Bürger und zum Schutze unseres Volkseigen­
tums als der ökonomischen ’Basis für den Aufbau des 
.Sozialismus in unserer Republik.

Nach anfänglich mangelhafter Arbeit erkennen unsere 
Gerichte immer mehr ihre Aufgabe, alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die gegen die landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften und ihre Mit­
glieder gerichteten Verbrechen streng zu ahnden. Bis­
her haben noch nicht alle Gerichte das richtige Objekt 
der Delikte der Körperverletzung an Angehörigen der 
Produktionsgenossenschaften erkannt und meinen häu­
fig, daß nur der Tatbestand der Körperverletzung ge­
geben sei. So ist vom Kreisgericht Langensalza durch 
Strafbefehl ein Angeklagter mit 200 DM Geldstrafe 
auf Grund des § 223 in Verbindung mit 330a StGB 
bestraft worden, weil er den Initiator der landwirt­
schaftlichen Produktionsgemeinschaft in Herzleben 
nach einer Bauernversammlung zusammenschlug.

Allgemein kann man festsfellen, daß die Gerichte 
erkannt haben, daß, soweit genossenschaftliches Eigen­
tum geschädigt, unterschlagen oder beiseitegeschafft 
wird, das Volkseigentumsschutzgesetz gilt. Hierbei ist 
jedoch von den Gerichten sorgfältig zu beachten, daß 
der Umfang des genossenschaftlichen Eigentums durch 
das Statut bestimrrit wird. Es ist deshalb eine selbst­
verständliche Pflicht für alle Richter, insbesondere für 
die in der Strafrechtspflege tätigen Richter, sich ein­
gehend mit den Musterstatuten der landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften zu beschäftigen. 
(Vgl. GBl. 1952 S. 1375 ff.)

Die Analyse der Rechtsprechung hat ferner gezeigt, 
daß manche Richter die Bedeutung der Verbrechen in 
Fragen der Nichterfüllung des Ablieferungssolls, beson­
ders durch Großbauern, nicht erkennen. Sie scheinen 
offensichtlich nicht zu wissen, daß die vorübergehenden 
Schwierigkeiten in der Versorgung der Bevölkerung 
mit Fett u. a. auch darauf zurückzuführen waren, daß 
eine große Anzahl von Großbauern ihre Ablieferungs­
pflicht nicht erfüllten oder ihr nur in ungenügendem 
Umfange nachkamen. So sprach z. B. das Kreisgericht 
Calbe in seinem Urteil vom 20. November 1952 einen 
Großbauern, der Eigentümer einer 40 ha großen Land­
wirtschaft ist, frei, obwohl dieser sein Soll an Rind­
fleisch erst zu 10%, sein Soll an Schweinefleisch zu 
29%, sein Soll an Milch erst zu 15% erfüllt hatte. 
Das Kreisgericht Nauen verurteilte den Eigentümer 
einer 75 ha großen Landwirtschaft zu 5 Monaten Ge­
fängnis unter Zubilligung von Arbeitsbewährung, ob­
wohl folgende Mengen nicht abgeliefert worden waren: 
15 000 kg Rindfleisch, 3536 kg Schweinefleisch, 20 052 kg 
Milch, 5145 Stück Eier, 36 834 kg Getreide und 141 000 kg 
Kartoffeln. Es ist notwendig, darauf hinzuweisen, daß 
in den Gründen des Urteils sorgfältig alle ermittelten 
Fehlmengen aufzuführen sind. Andererseits ist es Auf­
gabe der vollziehenden und verfügenden Organe des 
Staates, darüber zu entscheiden, ob auf Grund be­
stimmter örtlich bedingter Schwierigkeiten die Abliefe­
rungspflicht erfüllt werden konnte oder nicht. Es sei 
in diesem Zusammenhang auf § 53 der Verordnung 
über die Pflichtablieferung und den Aufkauf land-
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